Abänderungsantrag
der Landtagsabgeordneten Christian Illedits, Ewald Schnecker, 
Ing. Rudolf Strommer, Kolleginnen und Kollegen zum selbständigen Antrag 20 - 127, welcher abgeändert wird wie folgt:

Entschließung

des Burgenländischen Landtages vom ________________________ 
betreffend Sicherstellung der Durchführbarkeit temporärer Grenzkontrollen
Die Schengen-Erweiterung ist als Maßnahme eines gemeinsamen Europas im Kontext der Mitgliedstaaten ein wesentlicher Schritt in der Entwicklung der Europäischen Union. Dies zeigt umso mehr der Umstand, dass auch die Schweiz seit dem 12. Dezember 2008 Teil des Schengenraums ist, der rund 3,6 Millionen Quadratkilometer umfasst und etwa 400 Millionen Europäern freien Personenverkehr bietet. Auf Europäischer Ebene gibt die Verordnung des Schengener Grenzkodex vor, dass eine schwerwiegende Bedrohung der öffentlichen Ordnung oder der inneren Sicherheit vorliegen muss um hier für einen begrenzten Zeitraum die Grenzkontrolle wieder einzuführen.
Temporäre Grenzkontrollen im Schengen-Raum könnten angesichts der gewaltigen Flüchtlingsströme aus Nordafrika wieder an Bedeutung gewinnen. Die EU-Kommission will angesichts der aktuell ins unbeherrschbare wachsenden Situation den Schutz der europäischen Außengrenzen forcieren und die Grenzkontrollen zwischen den einzelnen Schengen-Staaten verstärken. Die Wiedereinführung der Grenzkontrollen an der Binnengrenze gemäß Grenzkontrollgesetz erfolgt nach geltender Rechtslage durch Verordnung der Frau Bundesminister für Inneres. Sie ist nur befugt diese Maßnahme vorzusehen, wenn es zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit geboten scheint. 
Sollten die Voraussetzungen zur temporären Wiederaufnahme der Grenzkontrolle erfüllt werden, bietet der bauliche Zustand der Infrastruktur an den ehemaligen Grenzübergängen Grund zur Beunruhigung. Der Teils desolate Zustand der Bauwerke würde deren zweckgemäße Verwendung vorweg unmöglich machen. Da die vorhandene Infrastruktur andererseits vom zuständigen Ressort überhaupt nicht mehr angemietet wird, ist die Bundesimmobilengesellschaft verpflichtet, diese zu bestmöglichen Konditionen zu verwerten – also zu veräußern oder an andere InteressentInnen zu vermieten. Durch diese gebotene Verwertung stehen die Grenzkontrollanlagen im Bedarfsfall nicht mehr zur Verfügung. Ein Ersatz dafür bzw. eine alternative Strategie ist daher vorzulegen.
Der Landtag hat beschlossen:
Die Burgenländische Landesregierung wird aufgefordert, 
an die Bundesregierung heranzutreten, das Konzept betreffend notwendiger Infrastruktur und Personalstärke für die Durchführung temporärer Grenzkontrollen vorzulegen und dessen Umsetzung sicher zu stellen
